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Richtlinie 
des Plenums des Obersten Gerichts 

zu Fragen der gerichtlichen Beweisaufnahme 
und Wahrheitsfindung im sozialistischen Strafprozeß 

— Beweisrichtlinie — 
vom 15. Juni 1988

Die Feststellung der Wahrheit ist ein grundlegendes Prin­
zip des sozialistischen Strafverfahrens. Wahre Feststellungen 
sind die Voraussetzung dafür, daß jeder Schuldige, aber kein 
Unschuldiger strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird. 
Im Zweifel ist zugunsten des Beschuldigten oder des Ange­
klagten zu entscheiden. Gesetzliche, gerechte und überzeu­
gende Entscheidungen sind eine Garantie der in der Verfas­
sung der DDR verankerten unveräußerlichen Menschenrechte, 
insbesondere der Unantastbarkeit der Persönlichkeit, der 
Gleichheit vor dem Gesetz, der Freiheit und der Würde des 
Menschen. Sie.bestärken die Bürger in der Überzeugung, daß 
sie in der DDR in sozialer Geborgenheit leben. Solche Ent­
scheidungen fördern das Vertrauensverhältnis zwischen Staat 
und Bürgern und die Bereitschaft, an der Vorbeugung und 
Bekämpfung der Kriminalität mitzuwirken. Wahre Feststel­
lungen sind zugleich die Voraussetzung dafür, daß die Durch­
führung und Auswertung von Strafverfahren wirksam zur 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit, von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit beitragen. I.

I.
Grundsätze der Beweisführung

I. Beweisführungspflicht des Gerichts

Die Beweisführungspflicht des Gerichts ist Ausdruck seiner 
Pflicht zur Feststellung der Wahrheit und entspricht der 
Rechtsstellung des Angeklagten (§§ 8 und 22 sowie 15 StPO).

Das Gericht hat
— die Pflicht zur. Beweisführung in be- und entlastender 

Hinsicht (§§ 1, 222 StPO);
— die gesetzlichen Mitwirkungsrechte anderer am Strafver­

fahren Beteiligter an der Beweisführung zu gewährleisten;
— dem Angeklagten die Möglichkeit zu sichern, an der Be­

weisführung mitzuwirken, ohne ihm die Beweisführungs­
pflicht aufzuerlegen.

Das Gericht hat Verteidigungsvorbringen zu prüfen und sich 
auf der Grundlage der getroffenen Feststellungen damit aus­
einanderzusetzen.

2. Wissenschaftlichkeit und Unvoreingenommenheit der Be­
weisführung

Wissenschaftlichkeit der Beweisführung bedeutet umfas­
sende Anwendung der Erkenntnisse der Natur- und Gesell­
schaftswissenschaften sowie der Technik, um zu wahren Fest­
stellungen über die dem Angeklagten zur Last gelegten straf­
baren Handlungen zu gelangen.

Richterliche Unabhängigkeit und Wissenschaftlichkeit be­
dingen einander. Sie gewährleisten die objektive und allsei­
tige Feststellung der Wahrheit über jede Straftat durch ge­
setzliche, unvoreingenommene Beweisführung und sind die 
Grundlage eigenverantwortlicher Entscheidungen des Ge­
richts.

Die Bestimmungen zur Gewährleistung der richterlichen 
Unvoreingenommenheit, über die Ausschließung und Ableh­
nung von Richtern (§ 7 GVG, § 156 ff. StPO) und die Art und 
Weise der Beratung und Abstimmung des Gerichts über die 
Entscheidung (§ 178 ff. StPO) sind strikt zu beachten.

Wissenschaftlichkeit und Unvoreingenommenheit der Be­
weisführung stehen in enger Beziehung zur Präsumtion der 
Unschuld. Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt 
werden, bevor seine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach-


